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i n  d e n  v e r g a n g e n e n 
Wochen ist vielfach kritisch 
nach der heutigen Bedeutung 
und Rechtfertigung des „C“ im 
Namen unserer Partei gefragt 
worden. Daran wird vor allem 
eines deutlich: Das „C“ ist 
(entgegen einem schon bei der 
Gründung der Unionsparteien 
verbreiteten Irrtum) weder 
als schmückendes Gütesiegel 
noch als Besitz misszuverste-
hen. Es ist vielmehr als eine 
Selbstverpflichtung von Chris-
tinnen und Christen in der 
Politik zu begreifen. Die mah-
nenden Worte von Hermann 
Ehlers klingen daher auch im 
„Superwahljahr 2009“ aktu-
eller denn je: „Meine Freunde, 
wenn ich sage, dass wir möch-

ten, dass der evangelische Christ eine christliche Verantwortung 
im öffentlichen Leben wahrnimmt, dann wird ihn niemand davon 
befreien, dass er das in einer eigenen Entscheidung tut, und wir 
werden und wollen von keiner evangelischen Kanzel hören, man 
müsse die oder jene Partei deswegen wählen, weil man evange-
lischer Christ ist. Aber (…) ich möchte von vielen evangelischen 
Kanzeln und von vielen evangelischen Pfarrern hören, dass es 
eine Pflicht ist zu wählen. Dass es eine Pflicht ist, eine persön-
liche politische Entscheidung zu fällen…“. 

Diese Worte von Ehlers dokumentieren überdeutlich, dass er 
unter christdemokratischer Politik gerade keinen christlich-poli-
tischen Exklusivitäts- oder Monopolanspruch verstand. Christ-
demokratische Politik nach Ehlers gewann gerade in dieser kla-
ren Forderung Kontur, sich als bekennender Christenmensch 
immer wieder neu dem Wagnis des politischen Alltagsgeschäftes 
auszusetzen und sich auf der Grundlage der ureigensten Hoff-
nung in die konkrete Politik einzubringen. Er konnte den wesent-
lichen Impuls des Glaubens für die Motivation zur politischen 

Liebe Leserin, lieber Leser,
Editorial

Editorial      

Thomas Rachel MdB 
Bundesvorsitzender des EAK der CDU/CSU 

Die eigene vor Gott und den 
Menschen verantwortete Ent-
scheidung steht im Zentrum des 
protestantischen Verständnisses 
des politischen Mandates.

Verantwortungsübernahme betonen, aber gleichzeitig auch die 
Begrenztheit eben dieser politischen Arbeit im Sinne des Vorläu-
figen würdigen. 

In vielen der aktuellen Diskussionen und Debatten rund um 
das „C“ wünsche ich mir wieder mehr von dieser Erkenntnis des 
Gründervaters und ersten Bundesvorsitzenden des EAK zurück. 
Ehlers dezidiert protestantischer Auffassung vom politischen 
Beitrag des Christenmenschen wohnte ein insgesamt anti- 
ideologischer und wohltuend sachlicher Grundzug inne, der die 
Dinge des Glaubens und die Dinge dieser Welt in einer differen-
zierten Weise sowohl voneinander unterschied als auch aufein-
ander bezog. Als frommer Mann lehnte er jeglichen Versuch der 
direkten Übertragung von biblischen Glaubenswahrheiten in die 
Politik genauso ab wie die Instrumentalisierung von Glaube und 
Kirche durch die Politik. Das sollte auch im 75. Jubiläumsjahr der 
Barmer Theologischen Erklärung wieder deutlich in Erinnerung 
gerufen werden. Das ist aber auch gegenüber all denen – inner-
halb wie außerhalb unserer Partei oder in den Kirchen – zu beto-
nen, die direkt aus der Heiligen Schrift eindeutige, ethische oder 
gar politische Handlungsanweisungen postulieren möchten, um 
daraus kategorisch einen vermeintlichen Alleinvertretungsan-
spruch für „das Christliche“ zu erheben. 

Die eigene vor Gott und den Menschen verantwortete und 
in Bindung an das Wort der Schrift getroffene Entscheidung 
steht im Zentrum des protestantischen Verständnisses des poli-
tischen Mandates. Dieses Verständnis ist auch die unverrück-
bare Grundlage für den besonderen Beitrag des EAK, mit dem 
er der guten und erfolgreichen, politischen Zusammenarbeit der 
christlichen Konfessionen in den Unionsparteien auch weiterhin  
dienen wird. 

Eine gesegnete Osterzeit wünscht Ihnen 
Ihr
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„Gerade in Berlin ist 
Religionsunterricht wichtig“

Herr Dr. Lehmann, das von Ihnen ini-
tiierte Volksbegehren „Pro Reli“ ist mit 
mehr als 300.000 abgegebenen Unter-
schriften zum erfolgreichsten Volks-
begehren Berlins geworden. Haben Sie 
damit gerechnet, als die Sammlung von 
Unterschriften im vergangenen Septem-
ber begann?
Ich habe damit gerechnet, dass wir Erfolg 
haben würden. Berlin ist eine weltof-
fene und tolerante Stadt. Daher war zu 
erwarten, dass für unser Anliegen, Wahl-
freiheit zwischen Ethik- und Religions-
unterricht herzustellen, viele Leute zu 

gewinnen sein würden. Überrascht waren 
wir allerdings alle über das Ausmaß 
unseres Erfolges.

„Pro Reli“ setzt sich für den Reli-
gionsunterricht als ordentliches Lehr- 
fach an den Berliner 
Schulen ein. Das Volks-
begehren fordert somit 
d i e  G l e i c h s t e l l u n g 
gegenüber dem ver-
pf l ichtenden Ethik-
unterricht. Welches waren die größten 
Widerstände, die in der Vorbereitung  

des Volksbegehrens zu überwinden 
waren?
Leider hat uns die Verwaltung bei der 
Vorbereitung unseres  Volksbegeh-
rens zahlreiche Hindernisse in den Weg 
gelegt. Es fing bereits damit an, dass 

wir jeden der Stände, 
a n  d e m  w i r  Un t e r-
s c h r i f t e n  s a m m e l n 
wollten, in jedem der 
Bezirksämter einzeln 
beantragen mussten. 

Die Anforderungen der einzelnen Bezirks-
ämter an die Standgenehmigungen waren 

Leider hat uns die Verwaltung bei 
der Vorbereitung unseres Volksbe-
gehrens zahlreiche Hindernisse in 
den Weg gelegt.

Der Vorsitzende von „Pro Reli e.V.“, Dr. Christoph Lehmann, im Gespräch 
mit dem Bundesgeschäftsführer des EAK der CDU/CSU, Christian Meißner 



4 Evangelische Verantwortung      3+4 | 09„Pro Reli“

unterschiedlich. Die Bearbeitungszeiten 
waren zum Teil unverständlich lang, was 
zu ernsthaften Behinderungen zu Beginn 
der Aktion führte. Der Innensenator hat 
mehrfach versucht, uns einzuschüchtern, 
indem er Verwirrung über die Frage ver-
breitet hat, unter welchen Vorausset-
zungen Unterschriften gültig sind. Erst 
der Landeswahlleiter musste einschreiten 
und dies klarstellen. 
Insgesamt fehlte dem 
Senat völlig der eigent-
lich wünschenswerte 
entspannte Umgang mit einem Instru-
ment der direkten Demokratie.

Was hat Sie dazu geführt, den Verein 
„Pro Reli“ zu gründen? Wie finanziert sich 
Ihr Verein eigentlich, und wie kann man 
sich für „Pro Reli“ engagieren?
Die Idee zur Gründung des Vereins ent-
stand am Familientisch. Wir lasen beim 
Frühstück eine Umfrage, wonach die Mehr-
heit der Berlinerinnen und Berliner für 
Wahlfreiheit an den Schulen ist. In der glei-
chen Zeit wurden die Voraussetzungen 
zur Durchsetzung eines Volksbegehrens 
in der Berliner Landesverfassung deutlich 
erleichtert. Dies brachte uns zu der Idee, 
einfach loszulegen und ein Volksbegehren 
mit dem Thema Religionsunterricht anzu-
stoßen. Der Verein lebt von zahlreichen 
Spenden. Jede der Phasen kostet selbst-
verständlich viel Geld, das wir gerade zur 
Vorbereitung des Volksentscheids am  

26. April 2009 auch noch einmal dringend 
benötigen. Daneben werden viele ehren-
amtliche Helfer gebraucht.

Welches sind aus Ihrer Sicht die zen-
tralen Argumente für den Religionsunter-
richt als ordentliches Lehrfach an Berlins 
Schulen?
Berlin ist stolz auf seine kulturelle Viel-

falt und auf seine Welt-
offenheit. Weltoffen-
heit heißt jedoch auch, 
jeden so zu akzeptie-

ren wie er ist und nicht zu versuchen, 
ihn in ein vorgefertigtes Bild zu pressen. 
Daher ist gerade in einer weltoffenen und 
toleranten Stadt wie Berlin Religionsun-
terricht wichtig.

„Pro Reli“ wird von der evangelischen 
und der katholischen Kirche unterstützt. 
Daneben setzen sich 
z u m  B e i s p i e l  a b e r 
auch die Jüdische Ge- 
meinde zu Berlin und 
die ‚Türkisch-Islami-
sche Union der Anstalt für Religionen’ 
für „Pro Reli“ ein – oder prominente Ein-
zelpersonen wie Günther Jauch, Eber-
hard Diepgen, der ehemalige Regierende 
Bürgermeister Berlins und Arne Fried-
rich, der Kapitän von Hertha BSC. Haben  
Sie eine so breite Unterstützung aus  
einer als ‚gottlos’ verschrienen Stadt wie 
Berlin erwartet?

Es ist eben ein Irrtum anzunehmen, dass 
Berlin „gottlos“ sei. Sicher sind viele 
Leute hier nicht offiziell in der Kirche, 
viele von diesen haben aber dennoch 
noch lange nicht grundsätzlich mit der 
Kirche gebrochen. Berlin ist nicht atheis-
tisch, sondern kulturell, religiös und welt-
anschaulich vielfältig. Daher wundert 
auch nicht die Breite der Unterstützer.

Wie wird das Volksbegehren eigent-
lich von den Lehrerinnen und Lehrern und 
den Schülerinnen und Schülern an Berli-
ner Schulen angenommen?
Ich habe beim Unterschriftensammeln im 
Rahmen des Volksbegehrens die Erfah-
rung gemacht, dass gerade betroffene 
Kinder ihre Eltern häufig zur Unterschrift 
geradezu gedrängt haben. Viele Schüle-
rinnen und Schüler haben trotz der kalten 
Witterung für uns auf der Straße gestan-

den und haben Unter-
schriften gesammelt. 
Dies zeigt mir, welches 
Anliegen ihnen unse-
re Initiative ist. Auch 

viele Lehrerinnen und Lehrer haben uns 
natürlich unterstützt.

Rot-Rot, die Berliner Landesregie-
rung, und andere Kritiker halten „Pro 
Reli“ vor, das Volksbegehren gefährde 
e ine  er fo lgre iche  Int egrat ion  ins- 
besondere junger Muslime in unserer 
Gesellschaft.

Die Idee zur Gründung des Vereins 
entstand am Familientisch.

Berlin ist nicht atheistisch, son-
dern kulturell, religiös und weltan-
schaulich vielfältig.
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Der Verein ‚Pro Reli’ setzt sich für die Einführung von Religion als ordent-
lichem Schulfach auch an den Berliner Schulen innerhalb eines Wahlpflicht-
bereiches „Ethik/Religion“ ein.

‚Pro Reli’ konnte seit seiner Gründung freiwillige und ehrenamtliche Unterstüt-
zer in allen Bevölkerungsschichten der Bundeshauptstadt und allen Berliner 
Stadtbezirken gewinnen. „Uns eint bei aller Vielfalt die Überzeugung, dass ein 
tragendes Wertefundament für unsere Gesellschaft von zentraler Bedeutung ist. 
In diesem Sinne haben wir ‚Pro Reli’ als Aktionsplattform gegründet, um gerade 
im Bildungsbereich für eine fundierte Wertevermittlung einzutreten. Selbst-
verständlich kooperieren wir bei unserem Anliegen so eng wie möglich mit den 
Religionsgemeinschaften, insbesondere den beiden großen Kirchen“, heißt es 
„Über uns“ auf der vereinseigenen Website.

Weitere Informationen zur Arbeit des Vereins ‚Pro Reli’ und zum Volksentscheid 
‚Freie Wahl zwischen Ethik und Religion’ am 26. April 2009 finden Sie unter 
www.pro-reli.de/volksbegehren und www.freie-wahl.de.

Sie können ‚Pro Reli’ auch durch Spenden auf das folgende Konto unterstützen: 
Kontoinhaber: Pro Reli e. V. 
Konto-Nr.: 09 332 959 00,
Bankleitzahl: 100 800 00 (Dresdner Bank Berlin) 
Referenz: ‚Spende’ und Ihre Anschrift. 

(‚Pro Reli e. V.’ ist ein gemeinnütziger Verein, daher sind alle finanziellen Zuwen-
dungen an den Verein steuerlich absetzbar. Zur Ausstellung der erforderlichen 
Spendenquittung ist die Angabe der postalischen Anschrift erforderlich.)

Pro Reli e. V.: Freie Wahl 
zwischen Ethik und Religion

Dr. Christoph Lehmann 
ist Rechtsanwalt und Notar 
und engagiert sich ehren- 
amtlich als Vorsitzender für  
„Pro Reli e. V.“.

Das Gegenteil ist der Fall. Ein aufgeklär-
ter islamischer Religionsunterricht unter 
staatlicher Verantwortung würde es den 
jungen Muslimen dieser Stadt gestatten 
zu lernen, wie sie mit ihrem Glauben in 
unserer Gesellschaft leben können. Sie 
könnten dies lernen von Menschen, die 
selbst dieselbe Herausforderung zu meis-
tern haben. Diese integrative Aufgabe 
kann Ethikunterricht unmöglich leisten.

Ein weiterer Kritikpunkt lautet, der 
Religionsunterricht werde den Berliner 
Landeshaushalt zukünftig mehrere Milli-
onen Euro pro Jahr zusätzlich kosten.
Es gibt ältere Kostenschätzungen des 
Senats, wonach die Einführung des Reli-
gionsunterrichts zu Einsparungen füh-
ren würde. Wir kamen gemeinsam mit 
den Kirchen zu dem Ergebnis, dass es 
kostenneutral ist. Die 
Senatsverwaltung kam 
zu einer Kostenstei-
gerung von deutlich 
unter 10% des bislang 
für den Religionsun-
terricht aufgewandten Betrages. Selbst 
wenn die Zahlen der Senatsverwaltung 

das Quorum von 25% nicht erreichen. 
Dies muss man vor dem Hintergrund 
sehen, dass das Berliner Abstimmungs-
gesetz und die Verfassung ausdrücklich 
Regelungen enthalten, die eine Zusam-
menlegung von Wahlen mit Volksent-

scheiden ermöglichen. 
Dadurch sollen nicht 
nur  Kosten gespar t 
werden, sondern auch 
eine möglichst große 

Beteiligung der Bürger erreicht werden. 
Hieran hat der Senat offenbar kein Inte-
resse.

Kritiker werfen dem Berliner Senat 
vor, er betreibe einen gegen die Kirchen 
gerichteten „Kulturkampf“. Ist dieser 
Vorwurf aus Ihrer Sicht gerechtfertigt?
Der Begriff „Kulturkampf“ kommt aus 
einem bestimmten historischen Zusam-
menhang. Was wir führen, ist eine Aus-
einandersetzung um den Begriff von 
Freiheit und Toleranz und den Umfang 
staatlicher Aufgaben. Ist es wirklich Auf-
gabe des Staates, die Wertevermittlung 
an sich zu reißen? Sollten wir nicht lieber 
im Sinne des ehemaligen Verfassungs-
richters Böckernförde auf die gesell-
schaftlichen Gruppierungen vertrauen, 
die Voraussetzungen zu schaffen, von 
denen unsere Gesellschaft lebt? Und 
schließlich: Besteht Toleranz wirklich in 
der Relativierung aller Standpunkte oder 
nicht gerade darin, feste eigene Stand-
punkte zu entwickeln und trotzdem mit 
anderen friedlich und konstruktiv zusam-
menzuleben?

Abschließend stellt sich die Frage 
nach dem Ausgang des Volksentscheides 
am 26. April 2009. Wie optimistisch sind 
Sie, dass es gelingen wird die erforder-
lichen 610.000 Ja-Stimmen zu erringen?
Berlin ist für seine Liberalität bekannt. 
Der Satz des „Alten Fritz“, jeder möge 
nach seiner Façon selig werden, gehört 
genauso zu Berlin wie der Kurfürsten-
damm oder der Alexanderplatz. Und 
genau dies ist auch unser Anliegen. Tole-
rant miteinander umzugehen, jeden so 
zu nehmen, wie er ist, das ist unsere 
Hauptforderung. Deshalb bin ich für den  
26. April sehr zuversichtlich.

Herr Dr. Lehmann, der EAK bedankt sich 
bei Ihnen für das Gespräch. 

richtig wären, sollte uns ein so wichtiges 
bildungspolitisches Anliegen diese Mehr-
ausgaben wert sein.

Anders als von „Pro Reli“ angestrebt, 
findet der Volksentscheid nicht zeitgleich 
mit der Europawahl 
im Juni  2009 statt , 
sondern bereit s  am  
26. April  2009. Wie 
bewerten Sie diesen 
von Rot-Rot festgesetzten Termin? Wie 
beurteilen Sie die Tatsache, dass dieser 
Termin ca. 1,4 Millionen Euro an zusätz-
lichen Steuergeldern kosten wird?
Ein Volksbegehren ist in Berlin nur dann 
erfolgreich, wenn nicht nur die Mehrheit 
der Abstimmenden mit JA stimmt, son-
dern diese Mehrheit zugleich aus 25% 
der Wahlberechtigten besteht. Offenbar 

kennt der Senat die 
Umfragen, wonach die 
Mehrheit der Bevöl-
kerung bereit wäre, 
für unsere Initiative 
zu stimmen. Durch die 

Vorverlegung des Wahltermins will der 
Senat nun offenbar erreichen, dass wir 

Wir führen eine Auseinanderset-
zung um den Begriff von Freiheit 
und Toleranz und den Umfang 
staatlicher Aufgaben.

Ist es wirklich Aufgabe des Staates, 
d ie  Wertevermitt lung an s ich  
zu reißen?
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Im Zusammenhang mit der Auseinan-
dersetzung der Evangelikalen mit 
der Bundeszentrale für politische Bil-

dung wegen eines Artikels in der Zeitung 
Q-rage von ‚Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage‘ (SOR) fiel mir auf, 
dass SOR nicht zum ersten Mal ausführ-
lich zu religiösen Themen Stellung nahm, 
ja mehrere Publikationen zum Thema Reli-
gion, Islam usw. verzeichnet. Das ist unge-
wöhnlich angesichts des Wunsches, Ras-
sismus zu bekämpfen. So entstand der 
Wunsch, einmal alle verfügbaren schrift-
lichen Materialien von SOR aus der Sicht 
eines Religionswissenschaftlers und Reli-
gionssoziologen zu begutachten, worauf 
ich sämtliche verfügbaren Materialien von 
SOR käuflich erwarb oder ausdruckte. Erst 

bei der Durchsicht trat mehr und mehr die 
Frage hinzu, was SOR überhaupt anzubie-
ten hat, um Rassismus zu überwinden.

Um es gleich vorneweg zu sagen: Ras-
sismus ist ein gesellschaftliches Übel, 
und alles, was Schulen stärkt, Jugendli-
che gegen Rassismus 
und hin zu einem tole-
ranten Miteinander 
aller Völker, Schichten 
und Gruppen zu erzie-
hen und zu gewinnen, ist zu begrüßen. Ich 
habe erst gezögert, das vorliegende Gut-
achten kritischen Inhalts zu schreiben, 
da ich mir Schulen ohne Rassismus wün-
sche und befürchtete, die falschen Kräfte 
könnten mein Gutachten nutzen. Zudem 

läuft das Projekt ‚Schule ohne Rassismus‘ 
in anderen europäischen Ländern sehr 
gut. ‚Schule ohne Rassismus‘ ist eine euro-
päische Idee, die 1988 in Belgien begann, 
sich 1992 auf die Niederlande, 1995 auf 
Deutschland, 1999 auf Österreich und 
2002 auf Spanien ausweitete (KJ 7-8; 

HbG, Teil A, 1-6). Die 
750 Schulen (2006), die 
den Titel ‚Schule ohne 
Rassismus‘ europaweit 
tragen, müssen sich 

selbst verpflichten, gegen Rassismus vor-
zugehen.

M i r  g e h t  e s  h i e r  j e d o c h  n i c h t 
um die europaweite Initiative, son-
dern um die Frage, wie die deutsche 

Mit „Q-rage“ gegen Rassismus? –
Ein Gang durch die Veröffentlichungen von ‚Schule ohne Rassismus‘ – ,Schule mit Courage‘

Prof. Dr. Dr. Thomas Schirrmacher

Was Schulen stärkt, Jugendliche 
gegen Rassismus zu erziehen, ist 
zu begrüßen.
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Koordinationsstelle das Anliegen in ihren 
Materialien umsetzt (zur Geschichte in 
Deutschland siehe KJ 9-13, HbG, Teil A, 
7-8). Das heißt, es geht mir um die Neu-
ausrichtung nach 2001. „In den Jahren 
1995 bis Ende 2000 firmierte das Pro-
jekt in Deutschland, analog zu den euro-
päischen Partnerländern, unter dem 
Namen ‚Schule ohne Rassismus‘ ...“ (KJ 8) 
und wurde 2001 „neu konzipiert“ (KJ 9). 
Mit der neuen Projektleitung von Sanem 
Kleff und dem Umzug von Bonn nach 
Berlin wurde daraus ‚Schule ohne Rassis-
mus – Schule mit Courage‘. Dabei wurde 
die ganze Diskriminierungsthematik 
(KJ 9: aufgrund von Religion, Herkunft, 
Geschlecht, körperlichen Besonderheiten, 
Weltanschauung, sexueller Orientierung) 
hinzugenommen.

In Deutschland gibt es zum Glück 
Meinungs- und Pressefreiheit. Deswegen 
kann SOR im Prinzip veröffentlichen und 
meinen, was es will. Erst der Umstand, 
dass sie Schulen gewinnen wollen und 
von einer Phalanx von Institutionen der 
EU und des Bundes finanziert werden, 
lässt die Frage aufkommen, ob das, was 
SOR vertritt und verbreitet, wirklich das 
ist, was all die anderen wollen.

Themenfelder

„Kümmert Ihr euch (sic!) nur um Ras-
sismus?“ „Nein. Wir beschäftigen uns 
gleichermaßen mit Diskriminierung auf-
grund der Religion, der sozialen Herkunft, 
des Geschlechts, körperlicher Merkmale, 
der politischen Weltanschauung und der 
sexuellen Orientierung. Darüber hinaus 
wenden wir uns gegen alle totalitären und 
demokratiegefährdenden Ideologien.“ 
(Webseite und HJug 57)

Nur an zwei Stel len werden die  
Themenfelder von SOR ausführlicher dar-
gestellt.

In KJ 31-55 werden folgende The-
menfelder dargestellt: „Nationalsozialis-
mus“ (34-37), „Antisemitismus“ (38-39), 
„Antiziganismus“ (40-41), „Rechtsextre-
mismus“ (42-44), „Islam und Islamismus“ 
(45-48), „Flucht und Asyl“ (49-50), „Sexu-
elle Orientierung“ (52-53), „Diskriminie-
rung aufgrund der Herkunft“ (54-55). Im 
Handbuch werden auf 78 Seiten (HbG, 
Teil B, ohne Zählung, 13. - 90. S.) folgen- 
de Themenfelder be- 
handelt :  „Diskr imi -
nierung aufgrund der 
H e r k u n f t “  ( 1 0  S . ) , 
„Diskriminierung auf-
grund körperlicher Merkmale“ (10 S.), 
„ D i s k r i m i n i e r u n g  a u f g r u n d  d e s 
Geschlechts“ (16 S.), „Diskriminierung 
aufgrund sexueller Orientierung“ (10 S.), 
„Diskriminierung aufgrund religiöser 

wird totgeschwiegen. Wie war das mit 
Oskar Lafontaines Ressentiments gegen 
polnische Arbeitnehmer in Deutsch-
land? Und hat nicht auch Stalin ganze 
Völkerschaften verhungern lassen? Gibt 
es politische Gewalt nur bei ‚Rechten‘? 
So beginnt das Heft „Rechte Musik und 
Symbolik“ mit den Worten „‚rechts‘ ist 
Musik, wenn sie einschlägige politische 

Botschaften in ihren  
Texten  ver bre i tet . “ 
( H R e c  7 ) .  U n d  a l s 
erstes Beispiel werden 
Richard Wagner und 

die Matthäuspassion von Johann Seba-
stian Bach genannt!

In allen Schriften der SOR wird meist 
von ‚rechts‘ gesprochen, wenn ‚rechtsex-
trem‘ gemeint ist. Häufig wird „rechts“ 
und „neonazistisch“ u. ä. im selben Satz 
gleichgesetzt (z. B. HRec 18). Angesichts 
der Tatsache, dass man in der Alltagsspra-
che die beiden größten deutschen Par-
teien links (SPD) und rechts (CDU/CSU) 
ansiedelt, ist die Sprache von SOR sehr 
einseitig. Nun mag das als Ausdruck der 
politischen Einstellung der Autoren von 
der Pressefreiheit abgedeckt sein. Und 
natürlich ist eine solche Sprachwahl im 
linken Spektrum weit verbreitet. Aber 
es handelt sich hier nicht um eine über-
parteiliche Sprache aller Demokraten, 
sondern um eine einseitige, undifferen-
zierte Sprache, die politisch Andersden-
kende in einen Topf mit Rassisten wirft. 
Doch den Rassismus zu bekämpfen, hilft 
es bestimmt nicht, wenn damit etwa an 
den Schulen Mitglieder der Schülerunion 
automatisch des Rassismus verdächtig 
sind. Es ist kein Zufall, dass, wie wir noch 
sehen werden, die CDU als einzige Partei 
neben den wirklich rechtsextremistischen 
Parteien direkt angegriffen wird.

Es erschwert die Bekämpfung des 
Rassismus, wenn man ihn immer 
nur beim politischen Gegner ver-

mutet. Ohne die Bekämpfung des rechts-
radikalen Rassismus in irgendeiner Weise 
einschränken zu wollen: Der Rassismus 
kann sich mit jeder politischen Ideolo-
gie verbinden, auch mit linken politischen 
Positionen und mit Linksextremismus. 
Oskar Lafontaines schon erwähnte Äuße-
rungen oder türkische Parteien im linken 
Spektrum zeigen dies am vergleichsweise 
harmlosen Beispiel, der Imperialismus 
der Sowjetunion oder der Marxismus des 
‚Weißen‘-Hassers Robert Mugabe in Sim-
babwe an gewalttätigen Beispielen.

Exkurs

Für die SPD-nahe Friedrich-Ebert-
Stiftung hat die Universität Leipzig zum 
wiederholten Male Umfragen zur Ver-
breitung rechtsextremer Einstellungen 

Orientierung“ (12 S.), „Antisemitismus“  
(8 S.),  „Nationalsozialismus“ (8 S.), 
„Rechtsextremismus und Rechtspopulis-
mus“ (4 S.).

Legt man nun aber den hiermit 
selbst  gesetzten Maßstab an 
und fragt, was es denn zu diesen 

Themen an Materialien gibt, wird man  
enttäuscht. Nur ein-
mal wird etwa die Hal-
tung gegenüber „Sinti 
und Roma“ (Q2: 10) 
kurz angesprochen. 
Zum Nationalsozialismus gibt es wirk-
lich besseres Material. Sehr dünn ist der 
Abschnitt „Gewaltprävention“ (HbG, Teil 
B, 6-7) – hier haben die Schulen einen 
großen Informationsbedarf. Im Abschnitt 
„Diskriminierung aufgrund der Her-
kunft“ (HbG, Teil B, 13-22), wie auch sonst 
meist, fehlen gute Argumente gegen den 
eigentlichen Rassismus. Auch die neues-
ten wissenschaftlichen Erkenntnisse feh-
len. (In HbG, Teil B, 14 wird viel zu kurz, 
aber immerhin überhaupt auf die Ergeb-
nisse der Genetik eingegangen. Ein gutes 
Muster wäre etwa Wolfgang Benz, Argu-
mente gegen rechtsextreme Vorur-
teile, Informationen zur politischen Bil-
dung aktuell, 2001, empfohlen in HbG,  
Teil B, 89.)

Im Abschnitt „Diskriminierung auf-
grund körperlicher Merkmale“ (HbG, Teil 
B, 23-32) hätte man wesentlich bessere 
Arbeit leisten und die Behindertenver-
bände selbst um Auszüge aus ihrem vor-
trefflichen Material bitten können. Der 
Abschnitt „Diskriminierung aufgrund reli-
giöser Orientierung“ (HbG, Teil B, 49-60) 
versäumt es, konkrete Beispiele zu benen-
nen. Immerhin wird gesagt, dass wir als 
Christen, Muslime und Juden mehr über-
einander wissen müssen. Angesichts der 
bisweilen sehr breit dargestellten spe-
ziellen Themen wundert einen, was alles 
fehlt. Keine grundsätzliche Darstellung 
zur Asylproblematik, zu den sog. „Ehren-
morden“, zur Lage orthodoxer Christen, 
der Bahai oder islamischer Sondergrup-
pen in Deutschland. 

Kein Rassismus von links?

SOR setzt durchweg rassistische 
und diskriminierende Auffassungen mit 

‚rechts‘  gleich. Zwi-
s c h e n  ‚ r e c h t s ‘  u n d 
‚rechtsextrem‘ wird nir-
gends auch nur andeu-
tungsweise unterschie-

den. Die Darstellung des Weltbilds von 
„Rechtsrock“, in der Gewalt zum Spaßele-
ment gehört, ist überschrieben mit „Zum 
rechten Weltbild“ (HRec 14). Und dass 
Rassismus auch von links ausgehen kann, 

SOR setzt durchweg rassistische 
und diskriminierende Auffassungen 
mit ,rechts‘ gleich.

Zwischen ‚rechts‘ und ‚rechtsextrem‘ 
wird nirgends auch nur andeutungs-
weise unterschieden.
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tut not. Gemeinsame Gespräche in der 
Schule sind angesagt! Wenn es etwa 
heißt: „Immer öfter versuchen Neonazis 
an Schulen Fuß zu fassen. Jammern gilt 
nicht, man kann mit braunen Typen fer-
tig werden.“ (Q3: 10), klingt mir zu oft die 
Sprache gewaltbereiter Linksextremisten 
an – zumindest fehlt die deutliche War-
nung davor, dass man Extremismus nicht 
mit Extremismus bekämpfen kann.

Im Artikel „Antifa gegen Antifa“ 
(Q1: 6) heißt es beispielsweise über Geg-
ner des Rassismus: „Die einen wollen nur 
reden, die anderen auch mal zuschla-
gen. Bürgerbündnisse und echte Antifas 
sind sich oft uneinig, wie man Neonazis 
Paroli bieten soll.“ Im ganzen Artikel fin-
den sich keine klare Distanzierung von 
Gewalt gegen Gewalttäter und Gewalt 
gegen die Polizei oder eine Aufforderung, 
dass „zuzuschlagen“ 
nie, aber auch niemals 
eine Lösung ist! Auch 
der Artikel über die 
Demonstration gegen 
‚Pro Köln‘ geht sehr 
sorglos mit den Ansät-
zen zu linksextremer Gewalt gegen die 
Polizei um (Q4: 10) und kann nicht mit der 
berechtigten Ablehnung von ‚Pro Köln‘ 
gerechtfertigt werden.

Verunglimpfung der Union und 
des Mitte-Rechts-Blocks als 
rechtspopulistisch

K ein Wunder, dass neben NPD und 
DVU in den mir vorliegenden 
Materialien als einzige Partei die 

CDU schlecht wegkommt (außer bei der 
Nennung der Parteizugehörigkeit von 
Schulpatinnen und -paten), während etwa 
die Parteien ‚Die Grünen‘ (Q 2: 4), ‚Die 
Linke‘ (z. B. KJ 30) und die SPD (z. B. Q2: 
3; Q2: 11) oder FDP (z. B. KJ 30) immer 
gut wegkommen. So heißt es in Q-rage 
„Die CDU hetzt: Der Grüne Matthias 
Kraatz über die Moscheegegner“ (Q2: 
4). Kraatz schießt sehr scharf und offen-
sichtlich im Sinne von SOR, während René 
Stadtkewitz von der CDU Berlin-Pan-
kow auf kleinem Raum nur einige sehr 
kritische Fragen gestellt bekommt. Man 
sage da nicht, Q-rage 
sei eine Schülerzei-
tung. Bei einer Auf-
lage von 1 Million, 
erfahrenen Journa-
listen als Chefs und 
Herausgebern und so eindeutig aufein-
ander abgestimmten Interviews eines 
Grünen positiv und eines CDU-Abge-
ordneten negativ, fehlt mir der Glaube, 
dass das Schülern einfach so im Über-
schwang passiert ist. Und bitte, von wel-
cher Schule sind denn diese Schüler einer 

Schülerzeitung, die in ihrer Auflage weit 
vor den meisten Tageszeitungen liegt? In 
derselben Ausgabe wird zwar einmal ein 
CDU-Politiker neutral zitiert, aber gleich 
auf derselben Seite die „CDU-Stadtrats-
fraktion“ heftig kritisiert, da sie als ein-
zige Partei in Chemnitz die Unterschrift 
unter eine Erklärung im Sinne der SOR 
verweigerte. (Q2:4). Derselbe Vorgang 
wird andernorts noch CDU-kritischer und 
ausführlicher gezeichnet (KJ 30). Dass 
die Bundesfamilienministerin der CDU 
als Schirmherrin des Christival fungierte  
(Q4: 11) wird ebenso kritisiert, wie die 
Tatsache, dass der EKD-Ratsvorsitzende 
Wolfgang Huber dort war (Q4: 11).

Ein starkes Stück ist der Abschnitt 
„Rechtsextremismus und Rechtspopu-
lismus“ (HbG, Teil B, 87-90). Darin heißt 
es: „Mit dem Terminus ‚Rechtspopulis-

mus‘ werden diejeni-
gen Parteien in Euro-
pa bezeichnet, die sich 
auf wertkonservative, 
vor allem christliche 
Traditionen berufen.“ 
Ein Schelm, wer da an 

CDU/CSU und verwandte Parteien in Euro- 
pa denkt! Die dann später im Text tatsäch-
lich genannten Beispiele ‚Liste Pim For-
tuyn‘ (Niederlande) und ‚Partei Rechts-
staatlicher Offensive‘ (Hamburg) des 
Ronald Schill hatten nun wirklich weder 
in Theorie noch im Lebensstil irgendeine 
christliche Ausrichtung.

Entweder werden hier die großen 
christlichen Parteien Europas in ein 
schlechtes Licht als Rechtspopulisten 
gerückt, oder aber das Christentum wird 
durch seine vermeintliche und erfun-
dene Beziehung zu Parteien, die die 
Mehrheit der Europäer ablehnt, in ein 
schlechtes Licht gerückt. Umgekehrt ist 
auch die unterschwellige Gleichsetzung 
von rechtsradikalen Parteien mit christ-
lichem Glauben tendenziös und nicht an 
Fakten orientiert. Eine nun wirklich nicht 
nachweisbare Nähe der NPD zum Chris- 
tentum wird suggeriert, indem man 
das Banner auf einer NPD-Demonstra-
tion „Gott mit uns!“ abbildet (HRel 37). 
Das zusätzliche „Und alles für Deutsch-

land“ ist halb ausge- 
blendet. Der Gott der 
Neonazis ebenso wie 
der Gott Hitlers ist 
jedenfalls wahrhaf-
tig nicht der christ-

liche Gott, wie ich in meinem Werk ‚Hit-
lers Kriegsreligion‘ zu zeigen versucht 
habe, zumal die Berufung auf Gott bei 
der NPD eine Ausnahmeerscheinung ist. 
In den USA mag es ja eine vage Berufung 
von KuKluxKlan auf den Gott der Wei-
ßen geben, in Deutschland sind die NPD 

durchgeführt (http://library.fes.de/pdf-
files/do/05433.pdf). Wir geben hier die 
Zahlen wieder, obwohl sie wenig aussage-
kräftig sind.

Was ist an solchen Zahlen und fast 
al len ähnlichen Untersuchungen zu 
bemängeln? Dass diese Einstellungen 
automatisch dem rechten Lager zugerech-
net werden. Den Zahlen liegen zu jedem 
der fünf Themen je drei Fragen zugrunde, 
deren positive Beantwortung aber Links-
extreme meist genauso geben können. 
Absurde Vorwürfe gegen Juden finden 
sich nicht nur im rechten Lager. Eine Dik-
tatur und einen starken Mann wünschen 
sich nicht nur Rechtsextreme. Der Sozial-
darwinismus ist auch Bestandteil der 
Marxschen Weltanschauung. Mit Auslän-
derfeindlichkeit und vermeintlicher „Aus-
länderüberfremdung“ gehen auch links-
populistische Parteien auf Stimmenfang. 
Zudem sind manche Fragen so gestellt, 
dass ihnen für sich genommen auch 
unbedarfte Bürger zustimmen, etwa ob 
Deutschland in der internationalen Politik 
zu wenig beachtet wird.

Umfragen, die sich nur auf Rechts- 
oder nur auf Linksextremismus beziehen, 
müssen einseitige Ergebnisse liefern, aber 
genau das scheint ja zur Bekämpfung des 
politischen Gegners bisweilen gewünscht. 
Doch nur wenn beide Extreme gemeinsam 
abgefragt und untersucht werden, haben 
Untersuchungen überhaupt einen Sinn.

Falsche Strategie: 
Polemik statt Argumente

Die Strategie von SOR gegen Ras-
sismus ist die Strategie, alles Rechte 
polemisch lächerlich zu machen und zu 
‚Widerstand‘ aufzurufen. Es gibt aber ganz 
andere, rationalere Wege. Aufklärung 

Eine Diktatur und einen starken 
Mann wünschen sich nicht nur 
Rechtsextreme. Der Sozialdarwinis-
mus ist auch Bestandteil der Marx-
schen Weltanschauung.

Die unterschwellige Gleichsetzung von 
rechtsradikalen Parteien mit christ-
lichem Glauben ist tendenziös und 
nicht an Fakten orientiert.

Rechtsextreme Einstellungen in West- 
und Ostdeutschland, Herbst 2006

Ge-
samt

West Ost

Befürwortung 
Diktatur

4,8 4,4 6,5

Chauvinismus 19,3 20,1 16,1

Ausländer-
feindlichkeit

26,7 25,7 30,6

Antisemi-
tismus

8,4 9,5 4,2

Sozial- 
darwinismus

4,5 4,0 6,2

Verharm-
losung 
National-
sozialismus

4,1 4,6 2,0



9Evangelische Verantwortung      3+ 4 | 09 Schule ohne Rassismus

oder die (seit 2007 schon nicht mehr  
existierende) Partei Rechtsstaatlicher 
Offensive so wenig christlich wie die FPÖ 
(oder die von ihr abgespaltene Haider-
Partei BZÖ) in Öster-
r e i c h .  A n d e r n o r t s 
ver weist  doch SOR 
selbst darauf, dass der 
Rechtsextremismus in 
seiner Darstellung des 
Christentums immer 
den Antisemitismus 
durchschimmern lässt und eher „den 
Kelten- und Germanenkult als eine Art 
Ersatzreligion“ (HRec 14) verwendet.

Religionen und Homophobie

Das häufigste Thema von SOR ist 
‚Homophobie‘. Die Warnung vor 
Diskriminierung von Homosexu-

ellen nimmt viel mehr Raum ein als die 
Warnung vor Rassismus (z. B. Q1:4; Q2: 8; 
Q3: 5; Q4: 11; HbG, Teil B, Abschnitt „Dis-
kriminierung aufgrund sexueller Orientie-
rung“; HSex ganz). Das Thema scheint die 
eigentliche Agenda von SOR zu sein, völ-
lig unabhängig, wie man dazu steht. Es ist 
diese Thematik, die vor allem seit dem ein-
gangs von SOR selbst beschriebenen Kurs-
wechsel von 2001 hinzugekommen ist.

Die Texte zum Thema sind wenig 
sachlich, sehr polemisch und verwen-
den gerne eine viel drastischere Spra-
che als im Falle von Rassismus. Homo-
phobie „macht vielen Homosexuellen 
das Leben zur Hölle“ (Q1: 4), heißt es, 
oder pauschal: „Ich habe mir selten solch 
wüste Beschimpfungen anhören müssen, 
wie in der Bayernmetropole München“ 
(Q2:8). Menschen, die Homosexualität 
für falsch halten (aus welchen Gründen 
auch immer), aber Homosexuelle tole-
rant behandeln, werden durchgängig 
mit Gewalttätern in einen Topf gewor-
fen (z.B. HSex 3). Zudem wird unterstellt, 
dass diese „Homophobie“ „tiefgründig 
und meist unbewusst jedoch mit Angst in 
Bezug auf Unsicherheiten in der eigenen 
Identität einhergeht“ (Q3:5). Wer bitte 
hat das untersucht und belegt?

Schuld an der Homophobie sind 
immer diejenigen, die Homosexuali-
tät offiziell für ethisch zu verwerfen hal-
ten. Ich glaube, hier geht SOR gegen die 
Falschen vor. Denn insgesamt dürfte an 
Beleidigungen oder Gewalt weniger eine 
offiziell artikulierte Homophobie schuld 
sein als eher ein latentes und unausge-
sprochenes Unverständnis, dass unter 
Schülern leicht zu Spott führt, selten aber 
etwa beinhaltet, dass der Spötter aus 
ethischen Gründen Homosexualität an 
sich für verkehrt hält.

Der Homophobievorwurf ist in den 
meisten Veröffentlichungen von SOR 

will ja nicht leugnen, dass eine Ursache 
des Rassismus im Religiösen liegen kann, 
aber dass hier eine zentrale Ursache der 
Probleme auf unseren Schulhöfen liegt, 
scheint mir an der Wirklichkeit vorbeizu-
gehen. Und schon gar nicht scheint mir 
das am meisten gescholtene Christentum 
im Zentrum des schulischen Rassismus zu 
stehen, eher schon der Islam, gleicherma-
ßen als Opfer und als Täter.

Ich möchte sogar noch weiter gehen: 
Der größte Teil des Rassismus und der 
Diskriminierung dürfte nicht in greifbaren 
weltanschaulichen Positionen verwurzelt 
sein, sondern einfach im Ablehnen des 
Fremden. Ob etwa die weltweite Verun-
glimpfung der Sinti und Roma in irgendei-
ner Weltanschauung verwurzelt ist, ist 
fraglich, trotzdem ist sie real und wirk-
sam. Nur dass der einzelne Täter oft gar 
nicht so genau weiß, warum er eigentlich 
so denkt oder handelt, geschweige denn 
sich schon zusammenhängend mit der 
Thematik beschäftigt hätte.

Frauen und Religion

Im Abschnitt „Frauen und Religion“ 
(HRel 25-27) ist die Darstellung sehr 
unausgewogen. Zum Christentum 

wird fast nur Negatives berichtet (HRel 
26), da die Darstellung vor etwa 200 Jah-
ren abbricht. Zur Gegenwart heißt es 
nur, die katholische Kirche mache weiter 
wie früher, aber bei Protestanten gebe es  
die Frauenordination. Der Leser erhält 
keinerlei Möglichkeit nachzuvollziehen, 
wofür die christlichen Kirchen in Deutsch-
land denn heute stehen. Das aber ist 
doch, was auf dem Schulhof heute zählt.  
Mager, mager!

Im Gegensatz dazu wird ausgerechnet 
zum Islam gesagt, dass man sehr stark dif-
ferenzieren müsse und man den Eindruck 
gewinnt, dass man eigentlich nichts Ver-
bindliches sagen könne (HRel 25). Außer-
dem sei vieles Frauenfeindliche nicht 
islamisch, sondern vorislamisch (HRel 25) – 
als wenn eine nichtmuslimische oder mus-
limische Schülerin oder Lehrerin, die in 

Deutschlands Schulen 
von Muslimen diskri-
miniert wird, dadurch 
getröstet würde, dass 

es sich um eine Haltung handelt, die vor 
über 1600 Jahren entstand. Alles wirkt 
sehr verharmlosend, und das, wo heutzu-
tage sicher mehr Probleme Frauen gegen-
über von islamischen als von christlichen 
Strömungen ausgehen. Es ist gut zu dif-
ferenzieren und gut, Muslime vor billigen 
Pauschalierungen zu schützen (siehe mein 
Buch ‚Feindbild Islam‘). Aber dann sollte 
das doch bitte auch für das Christentum 
und das Judentum gelten!

gegen die Religionen gerichtet. So heißt 
es: „Manche Jugendlichen wollen nicht 
einsehen, dass sie Unrecht tun, weil sie 
glauben, ihre Religion schreibe es ihnen 

vor, sich gegen Homo-
sexuelle zu wenden.“ 
(HSex 3). Welche Reli-
gion lehrt denn, man 
solle sich „gegen Ho-
mosexuel le  . . .  wen-
den“? Ist das etwa das, 
was der Papst vertritt? 

Die angesprochenen Religionen leh-
ren, dass praktizierte Homosexualität 
wie viele andere Dinge moralisch falsch 
oder nicht erstrebenswert ist, nicht aber, 
dass der einzelne Gläubige mit Wort oder 
Tat handgreiflich werden oder gar das 
Gewaltmonopol des Staates missachten 
sollte. Es gehört doch zu den Grundlagen 
unseres Staates, dass Moral und Recht 
getrennt sind. Ich kann sehr wohl das 
Recht des Staates respektieren und den-
noch persönlich eine andere moralische 
Auffassung haben. 

Was gerne übersehen wird: Christ-
liche Eltern, die ihren Kindern vermit-
teln, dass Sexualität nur in die Ehe gehört, 
erziehen ihre Kinder auch dazu, andere 
Menschen zu lieben und keine Gewalt 
gegen andere Menschen anzuwenden, 
gegen heterosexuelle ‚Ehebrecher‘ ebenso 
wenig wie gegen Homosexuelle. Deswe-
gen bekämpft SOR schnell die Falschen, 
statt sich mit solch friedlichen Schülern 
gegen Diskriminierung zu verbünden, 
die sehr wohl im christlichen Sinne zwi-
schen ihrer persönlichen Moral und den 
geltenden Gesetzen bzw. dem friedlichen 
Umgang mit Andersdenkenden unter-
scheiden können.

Die Religionen

Im Material von SOR nimmt leider 
nicht der eigentliche Rassismus den größ-
ten Platz ein, auf Platz 2 steht vielmehr 
die sexuelle Orientierung und auf Platz 1 
die Religion. Zwei der vier Hefte sind dem 
Thema Religion gewidmet, in den Hand-
büchern kommt es breit vor, in den Zei-
tungen Q-rage in jeder 
Ausgabe. Wird dadurch 
an sich schon eine ge-
wisse enge Verbindung 
von Religion und Rassismus nahe gelegt, 
gilt dies erst recht angesichts der Tatsa-
che, dass die Autoren durchgängig Reli-
gion recht kritisch und dem Christentum 
sehr kritisch gegenüberstehen.

Was aber haben Schüler dunkler 
Hautfarbe, was haben Afrikaner und Asi-
aten, die diskriminiert werden, von all 
diesen Materialien? Werden sie wirklich 
aus religiösen Gründen diskriminiert? Ich 

Zum Christentum wird fast nur 
Negatives berichtet

Der größte Teil des Rassismus und 
der Diskriminierung dürfte nicht 
in greifbaren weltanschaulichen 
Positionen verwurzelt sein, son-
dern einfach im Ablehnen des 
Fremden.



10 Evangelische Verantwortung      3+4 | 09

alles im Namen Jahwe des Einzigen, der 
in den Zehn geboten (sic!) formulierte: 
‚Du sollst keine anderen Götter neben 
mir haben. Israel heißt wörtlich aus dem 
Hebräischen Gott streitet. Und so strit-
ten die alten Israeliten ständig mit ihrer 
Umwelt.“ (HRel 31) Und so geht es wei-
ter bis zu den Ultraorthodoxen in Israel 
heute. Das grenzt schon fast an Antiju-
daismus! Hier hat wohl jemand sein Müt-
chen gekühlt. Und das, obwohl der nächs-
te Abschnitt „Antijudaismus“ lautet und 
viele Abschnitte zum Judentum andern-
orts rein referierend und nicht zu bean-
standen sind (z. B. KJ 38-39).

Und warum – wenn es denn schon 
sein muss – steht dann beim Islam nichts 
Entsprechendes? Warum beginnt die Dar-
stellung zum Islam damit, dass er vom 
Selbstverständnis her „keine aggressive 
und kriegerische Reli-
gion“ (HRel 34) sei? 
Wa r u m  f i n d e t  s i c h 
nichts zum Jihad, zu 
Selbstmordattentaten 
oder zur Lage im Iran, was man ja durch-
aus differenzierend mit innerislamischen 
Abgrenzungen von solch rel igiöser 
Gewalt gemeinsam darstellen könnte?

Wenn kürzlich eine Umfrage ermit-
telt, dass 26% aller Muslime in Deutsch-
land unter 25 Jahren antisemitisch ori-
entiert seien und etwa der Aussage 
zustimmen, jüdische Menschen seien 
überheblich und geldgierig, wäre es eine 
interessante Frage, wie man sie vom 
Gegenteil überzeugen kann. Alle Schulen 
sind hier an guten Argumentationshilfen 
und Projektideen interessiert. Was aber 
SOR selbst über das Judentum schreibt, 
wird nicht dazu beitragen. (Der Abschnitt 
„Antisemitismus“ in HbG, Teil B erwähnt 
immerhin den islamischen Antisemitis-
mus.)

Islam hui, Christentum pfui

Ebenso einseitig ist die Darstel-
lung des Christentums (HRel 
32-33). Die Nächstenliebe sei nur 

„die Schokoladenseite des Christentums“ 
(HRel 32), nicht aber die Realität. Schon 
Jesus habe fehlende Feindesliebe an den 
Tag gelegt. In abenteuerlicher Privatausle-
gung von Jesus- und Pauluszitaten werden 
die Kreuzzüge als christlicher Normalzu-
stand und im Neuen Testament verankert 
dargestellt. Und dass das Zitat „Und willst 
Du nicht mein Bruder sein, so schlag ich 
dir den Schädel ein“, das schon bei Pau-
lus angelegt sein soll (HRel 32), gar kein 
christliches Zitat ist, wird der unbedarfte 
Leser auch nicht wissen. Die Darstellung 
der Diskriminierung durch Christen endet 
bei Kreuzzügen, Inquisition und Bartho-
lomäusnacht und dann dem Hinweis auf 
den Nordirland-Konflikt. Und das – um 

Im Übrigen hätten die Verfasser von 
HRel auf die Ergebnisse der Unter-
suchung von SOR mit etwa 1000 

SchülerInnen zurückgreifen sollen (KJ 
45-47). Dann hätten sie besprochen, wie 
es kommt, dass es gerade an Haupt- und 
Berufsschulen oft zu einem Zusammen-
stoß des männlichen Dominanzverständ-
nisses unter muslimischen Jungen und 
dem emanzipierten Rollenverständnis von 
Lehrerinnen kommt (KJ 46). Besonders 
tendenziös ist in HRel der Abschnitt „Reli-
giöse Diskriminierung – Intoleranz und 
Gewalt“ (HRel 31-34). Er beginnt mit der 
Behauptung: „Religion und Gewalt sind 
schwer voneinander zu trennen.“ (31). 
Wieso eigentlich? Milliarden Menschen 
bekommen das doch hin! Die katholische 
Kirche hat 1 Milliarde Mitglieder und ist 
doch nirgends gewalttätig, oder? Das mag 
ja in der Geschichte anders gewesen sein, 
aber für den Schulhof zählt doch das hier 
und heute! Das schreibe ich als Nach-
fahre von Hugenotten, die vor 300 Jahren 
von Katholiken vertrieben wurden – das 
soll heute noch für mich von Belang sein?  
Solche billigen Vorurteile gegen Religion 
helfen sicher nicht, Rassismus auf unseren 
Schulhöfen einzudämmen, sie fördern  
ihn eher.

Zudem gibt es ja auch viele religiöse 
Schüler, die tolerant mit ihren Mitbürgern 
umgehen, ja solche, die sich aktiv gegen 
Rassismus und Diskriminierung enga-
gieren oder Freundschaften über klas-
sische Barrieren hinweg pflegen. Sie alle 
haben keinen Generalverdacht verdient, 
nur weil sie religiös sind. Das gilt übri-
gens auch für die 20.000 Teilnehmer des 
Christivals (Q4:11), denen zudem bei völ-
liger Friedfertigkeit pauschal Gewaltbe-
reitschaft unterstellt wird, obwohl sie es 
doch waren, die vor linksextremen Randa- 
lierern von der Bremer Polizei beschützt 
werden mussten (und gut beschützt wur-
den). Selbst wenn man die Veranstal-
ter angreifen möchte: Deswegen kann 
man doch nicht automatisch unterstel-
len, dass alle Teilnehmer aus praktisch 
allen in Deutschland bestehenden Kirchen 
und ihre mitgebrachten Freunde aller Art 
ebenso wie die Veranstalter denken. Und 
schon gar nicht kann man ihnen unterstel-
len, dass sie in den Schulen unangenehm 
als Rassisten auffielen.

Plumpe religiöse Ressentiments

Verheerend ist, wie der Abschnitt 
zum Judentum beginnt: „Wenn man will, 
so kann man die jüdisch-israelitische 
Geschichte bis zur Zerstörung des zwei-
ten Tempels durch den römischen Feld-
herrn und nachmaligen Kaiser Titus 
70 auch als eine Geschichte fortwäh-
render Kriege beschreiben. Und das 
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es noch einmal zu wiederholen –, wo im 
anschließenden Absatz zum Islam betont 
wird, wie friedlich und tolerant der Islam 
zum Teil war. Nirgends wird gefragt und 
dargelegt, was die christliche Theologie 
heute will.

Dieselbe Parteilichkeit wird beim 
Abschnitt „Religiöser Fundamentalis-
mus – Heute“ (HRel 35-37) deutlich. 
Zum einen wird vor dem schillernden 
Begriff ‚Fundamentalismus‘ gewarnt. 
Unter „Christlicher Fundamentalismus“ 
wird zunächst die protestantische Vari-
ante beschrieben, wobei eher Klischees 
geliefert werden als das, was die neuere 
Forschung darstellt. Außerdem wird aus-
schließlich der amerikanische Fundamen-
talismus dargestellt. Das Gesagte passt 
weder auf den deutschen Evangelikalis-

mus oder gar Funda-
mentalismus noch auf 
die evangelikale Bewe-
gung weltweit, die sich 
zu 80% im globalen 

Süden findet und weltweit gegen Rassis-
mus und Diskriminierung aktiv ist.

Dass selbst die Informationen über 
die USA abgeschrieben sind und nicht von 
Amerika-Kennern stammen, zeigt die Aus-
sage: „Eine neuere Ausprägung des christ-
lichen Fundamentalismus ist die amerika-
nische Religiöse Rechte.“ (HRel 36). Die 
Religiöse Rechte ist bereits am Abklingen 
und umfasste bis etwa 2000 konservative 
Kräfte aus dem protestantischen, katho-
lischen und jüdischen Lager, ja teilweise 
auch Mormonen und andere Sondergrup-
pen. Nur anfänglich waren Protestanten 
hier allein bestimmend, dann kamen viele 
der führenden Köpfe auch aus der katho-
lischen Kirche und dem Judentum. Was 
dann als Kennzeichen dieses Fundamenta-
lismus aufgelistet wird, steht eher für das 
Programm des konservativen Lagers in 
den USA, z. T. sogar für die amerikanische 
Mehrheit, z. B. „Kapitalismus, …, Waf-
fenbesitz, Religionsfreiheit ... und Ame-
rika als dem Gelobten Land“ (HRel 36). 
Immerhin stimmten die Hälfte der demo-
kratischen Abgeordneten ebenfalls für  
den Irakkrieg, und den vier genannten 
Zielen dürfte auch ein Präsident Obama 
zustimmen.

Katholische Fundamentalisten wer-
den abschätzig als selbsternannte Glau-
benswächter beschrieben. Zwar werden 
nur bestimmte Gruppen genannt, aber 
was dort als gemeinsame Kennzeichen 
beschrieben wird, dürfte für weite Teile 
des Katholizismus im globalen Süden 
ebenso wie für den Papst selbst gelten. 

Nun ist man auf den islamischen 
Fundamentalismus gespannt. Unter 

Warum findet sich nichts zum Jihad, 
zu Selbstmordattentaten oder zur 
Lage im Iran?
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„Islamischer Fundamentalismus“ (HRel 
37) findet sich nur eine historische Dar-
stellung, keine Kritik und kein Verweis auf 
dessen Gewalttätigkeit. Al-Qaida, Hisbol-
lah und Hamas laufen nicht unter ‚Isla-
mischem Fundamentalismus‘, sondern 
unter „Politischer Fundamentalismus“, 
und man liest mit Erstaunen dazu: „Im 
späten 20. Jahrhundert erlangten einige 
fundamentalis- 
t i s c h e  B e w e -
gungen mit oft 
nur nominell reli-
giösen Motiven 
vor allem wegen 
ihrer Verbindung 
mit Gewalt und 
Terrorismus welt-
weite Aufmerk-
samkeit.“ (HRel 
37). Ist Al-Qaida 
nur nominell reli-
giös?

I n  H J u g  2 7 
wird etwa Bushi-
d o s  B e w u n d e -
rung Osama Bin 
Ladens und des 
11. Septembers 
b e s c h r i e b e n , 
dann aber heißt 
es: „Tatsächlich 
geht es aber bei 
solchen Aussa-
g e n  n i c h t  u m 
militant-islamistische Weltanschauungen 
oder den Islam an sich.“ Wer sagt das? Hat 
diese These eigentlich jemand wissen-
schaftlich untersucht? Und dann geht es 
weiter: „Vielmehr spricht Bushido die Fan-
tasien pubertierender Jungs und junger 
Männer an, die sich auf ihrer Suche nach 
Identität und Perspektive in der Gesell-
schaft als Verlierer erleben. Ihnen sugge-
rieren Rapper wie Bushido Stärke, Macht 
und die Autonomie des Outlaws im viel 
besungenen Ghetto. Wenn schon ganz 
unten, dann wenigstens obenauf – oder in 
den Worten Bushidos: ‚Wir stürzen ab und 
ich ficke die Stewardess.‘“ Ist das nicht 
eine ungeheuerliche Verharmlosung von 
Gewaltaufrufen gegen Andersdenkende 
und eine schlimme Frauenfeindlichkeit? 
Wenn ein Sänger Gewalt besingt oder 
Sexualität mit Minderjährigen verherr-
licht, ist das schlimm genug. Aber wenn 
er konkret geschehene Gewalt seinen 
Anhängern gegenüber preist und religiös 
überhöht, müsste ‚Schule ohne Rassismus‘ 
protestieren und nicht davon sprechen, 
dass damit nur gefrustete Pubertierende 
(also Schüler) beeindruckt werden sol-
len. Und wenn schon gefrustete Pubertie-
rende: Warum kann das dann nur für Mus-
lime als Entschuldigung dienen, nicht für 
alle Schüler, die diskriminieren? (Dabei 
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ist HJug über Islam und Islamismus ins-
gesamt recht gut und besser als die reli-
gionsvergleichenden Texte von SOR.)

Nochmals Bushido. SOR wendet sich 
massiv gegen ein Verbot für „Frauchen-
verachtende, homophobe und teilweise 
auch rassistische und nationalistische 
Musik“ (Q3: 3) – übrigens eine quasi-
amtliche Mitteilung, die den Anschein 

e i n e r  S c h ü l e r -
z e i t u n g  w i d e r -
legt. Als Beispiel 
für solche Musik 
h e i ß t  e s :  „ D i e 
z w e i  G e s i c h t e r 
d e s  R a p  z e i g e n 
sich bei dem bö-
sen Buben Bushi-
do“ (Q3: 3). Aber 
die böse Seite ist 
eben überlager t 
davon, dass sich 
Bushido über sozi-
ale Fragen Gedan-
ken macht und die 
„ ( O h n m a c h t s - ) 
Gefühle der Kids“ 
trifft (Q3: 3). Über-
h au p t  g i l t  b e i m 
gewaltverherr l i -
chenden Rap: „Die 
Freiheit der Kunst 
ist  auch dort  zu 
ve r te i d i g e n ,  w o 
einem die Inhalte 
nicht passen.“ (Q3: 

3). Ist das so einfach, wenn man Rassis-
mus in der Schule bekämpfen will?

E rst  auf  dem Hintergrund der 
ungleichen Darstellung von Chris-
tentum und Islam verstand ich, 

dass es kein Zufall war, dass in der neu-
esten Ausgabe von Q-rage evangelikale 
Christen scharf angegriffen und als demo-
kratiefeindlich bezeichnet wurden (Q4: 
11), während etwas vorher die Geschichte 
einer jungen Konvertitin zum Islam gera-
dezu werbend positiv dargestellt wird 
(Q4: 3: „In diesem Jahr wird Stefanie 
selbstsicher, fröhlicher, ausgeglichener 
und zufriedener.“) und eine muslimische 
Rapperin für das Tragen des Kopftuches 
werben darf (Q4: 4; weitere Beispiele Q2: 
4 und 5). Dass es die Evangelikalen traf, 
ist wohl eher Zufall, 
gemeint ist ansonsten 
überall das Christen-
tum an sich. Ich emp-
fehle einen direkten 
Vergleich der beiden vollen Seiten in 
Q-rage (Q4: 3+11). Bei den Evangelikalen 
werden genau die Elemente als Kennzei-
chen des Fundamentalismus beschrieben, 
die beim Islam positiv hervorgehoben 
werden. So wird beim Christival kritisiert, 
die evangelikalen Jugendlichen würden 

nur noch unter sich bleiben (was Unsinn 
ist), beim Islam, dass Stefanie in der 
Moschee neue Freunde gefunden habe, 
die sich wirklich um sie kümmerten und 
dass ihr der neue Trennstich zwischen 
Muslimen und Anderen Sicherheit ver-
leihe. Der ethisch begründete Lebens-
stil der evangelikalen Jugendlichen wird 
lächerlich gemacht, aber Stefanie gibt 
„alte Gewohnheiten“ wie „Partys, Dis-
kos, Alkohol und Jungs“ auf und kann 
sich trotzdem amüsieren. Stefanie darf 
unbekümmert von „Sünde“ sprechen, die 
Sicht der Evangelikalen ist „schlicht nicht 
akzeptabel“. Christliche Mission wird ver-
urteilt, islamische Mission – etwa die 
der „salafitischen Missionare“ (Q4: 3) – 
kommt vergleichsweise gut weg (Q4: 3 
als Auszug aus HJug 10-12). HJug: 12 bie-
tet eine gute Anleitung, wie man Muslim 
wird, vorausgesetzt man wird kein Isla-
mist (HJug: 13+14).

Dass der Islam bei der religiösen 
Diskriminierung von Homosexu-
ellen wesentlich besser weg-

kommt (HSex 23) als die katholische Kir-
che (HSex 22), wundert da nicht, obwohl 
die katholische Kirche die völlige Gewalt-
losigkeit in solchen Fragen vertritt, wäh-
rend es islamische Länder sind, in denen 
nach wie vor auf Homosexualität die 
Todesstrafe steht (das hätte man ja durch-
aus auch hier anführen können, so wie es 
etwa im Untertitel der Karte in HSex 11 
erwähnt wird), und es eher muslimische 
als katholische Schüler sind, die auf 
unseren Schulhöfen Homosexuelle drang-
salieren.

Zu allen Äußerungen von SOR zu 
Religionen ist zu sagen: Von soliden, reli-
gionswissenschaftlich abgesicherten 
Darstellungen sind viele Texte weit ent-
fernt. Die jeweiligen Autoren präsentie-
ren eher ihre Auswahl und Bewertung der  
Religionen. Selten werden sich Anhän-
ger einer der Religionen in den Beschrei-
bungen wiederfinden. Auch hier gilt: Als 
private Meinungsäußerung mag das alles 
angehen und von der Meinungs- und  
Pressefreiheit gedeckt sein. In einem 
Land mit Religionsfreiheit darf man eben 
auch frei sagen, was man von den Reli-
gionen hält. Aber als bewusst überpartei-

liche Bewegung an vor-
wiegend staatlichen 
Schulen, die mit Steu-
ergeldern auch über-
parteilicher Institutio- 

nen finanziert wird, müsste man hier 
sowohl mehr Fachwissen als auch mehr 
Neutralität erwarten.

Ergänzt sei: KJ von 2006 gehört zu 
den besten Materialien von SOR, thema-
tisiert es doch etwa auch zum Stichwort 

Von soliden, religionswissenschaft-
lich abgesicherten Darstellungen 
sind viele Texte weit entfernt. 
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„Islamismus“ (KJ 45-47), dass unter Schü-
lern die ethnische Majorität die Minori-
tät dominiert, was dazu führt, dass sich 
an „Berufs-, Haupt- und Gesamtschu-
len“ „Schüler deutscher Herkunft von 
Schülern mit Migrationshintergrund  
(russisch, arabisch und türkisch) unter-
drückt fühlen“ (KJ 47) und dass dies 
gerade die Gefahr birgt, dass solche 
deutschen Schüler für 
rechtsextremistische 
Botschaften offen sind. 
Auch wird darauf hin-
gewiesen, dass „Lehre-
rInnen an einigen Schu-
len mit hohem Anteil 
muslimischer Jugendlicher das Thema 
Juden nach Möglichkeit gar nicht mehr 
ansprechen“ (KJ 47).

Rechts = religiös, links = humanistisch?

Im Vorwort des Heftes „Religion“ 
(HRel) wird kritisiert, dass in der Ge-
schichte Religionen meinten, die Wahr-
heit zu besitzen. „Immer wieder wurden 
Versuche gestartet, die Anderen von der 
eigenen Sicht zu überzeugen, sie zu mis-
sionieren. Klappte dies nicht, wurde mit 
Gewalt nachgeholfen ...“ (HRel 3) Immer? 
Davon, dass die Allgemeine Erklärung 
der Menschenrechte wie der Europäische 
Menschenrechtskatalog friedliche Mis-
sion als Teil des Menschenrechts auf Reli-
gionsfreiheit sieht, scheint der Verfasser 
noch nie gehört zu haben.

F ragt man sich, welche Religion 
die Autoren des Heftes „Reli-
gion“ denn wohl empfehlen wür-

den, dürfte man im Abschnitt „Religions-
kritik: Humanismus und Toleranz“ (HRel 
38-40) fündig werden, wo sehr wohlwol-
lend und ganz im Gegensatz zur Darstel-
lung der Religionen Toleranz und Huma-
nismus praktisch in eins gesetzt werden. 
Denn „Die Grundlagen des Humanis-
mus sind die modernen Wissenschaften.“ 
(HRel 38). Der Abschnitt gipfelt in dem – 
steuerfinanzierten – Schlusssatz über 
die „Humanisten“, wie er etwa unter  
www.lebenskunde.de zum Ausdruck 
gebracht wird: „Sie schützen die Freiheits-
rechte des Individuums gegen mächtige 
Ansprüche von Staaten und Religionen. 
Es ist die letzte Basis, die letztlich reli- 
giöse Diskriminierung zurückdrängen 
kann. Durch die Kritik an fundamentalis- 
tisch verstandener Religion, die die Frei-
heits- und Gleichheitsrechte der Ein- 
zelnen einschränkt, ist ein tolerantes  
Miteinander möglich.“ (HRel 40)

Die Zukunft der Menschenrechte 
liegt also darin, dass die toleranten Nicht-
religiösen die Machtansprüche der Reli-
gionen zurückdrängen können? Die Reli-
gionen selbst haben also nirgends in der 

Geschichte ihrerseits die Machtansprü-
che Nichtreligiöser zu Recht bekämpft? 
Humanisten sind nie in der Geschichte 
intolerant gewesen? Und es sind die 
mutigen Humanisten allein, die Men-
schen vor den Machtansprüchen „von 
Staaten“ schützen? Hier wird doch gera-
dezu missionarisch ein rosiges Bild der 
säkularen Humanisten gezeichnet, die die 

letzte Bastion der Frei-
heit sind. Christen wol-
len mit Humanisten 
u n d  a l l e n  a n d e r e n 
Menschen gemeinsam 
an einer freien und 
gerechten Welt bauen, 

aber das geht nur ohne solche weltan-
schaulichen Pauschalverurteilungen.

Und ob die katholischen Schulen, 
die bei SOR mitmachen, dieses Ergebnis  
gelesen haben? Ob sich die CDU-Poli-
tiker, die SOR unterstützen, oder ob 
‚Christinnen und Christen in der SPD‘  
mit solchen Zielen einverstanden sind? 
Angesichts solcher Aussagen ist es sicher 
kein Zufall, dass von SOR Material des 
Humanistischen Verbandes Deutsch-
lands empfohlen wird (z. B. HbG, Teil B, 
Abschnitt „Diskriminierung aufgrund 
sexueller Orientierung“), nicht aber  
das Material einer Religionsgemein-
schaft, etwa kirchlicher Stellen, zum 
Thema Asyl.

Politische Ausrichtung

E b e r h a r d  S e i d e l  w a r  vo n  1 9 9 7 
bis 2000 Meinungsredakteur der taz, 
anschließend bis 2002 Leiter des Inland-
ressorts der taz. Seitdem ist er Geschäfts-
führer von SOR. Beim Übergang zu seiner 
neuen Tätigkeit ist es ihm nicht gelungen, 
zu einer überparteilichen Sicht und Spra-
che zu wechseln. Und wenn SOR kritisiert 
wird, ist es meist federführend die taz, die 
die Verteidigung übernimmt, wie viele 
Artikel gegen Evangelikale nach deren 
Protesten gegen Q-rage 4 zeigen. Dass 
das ganze Projekt mit dem politischen 
Blickwinkel der taz (als Förderer etwa 
in Q2: 12), verwandt mit der überall för-
dernd auftretenden GEW (Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft), gut gekenn-
zeichnet ist, wird immer wieder deutlich, 
etwa wenn das zwei- oder dreigliedrige 
Schulsystem als den 
Rassismus fördernd 
angesehen wird: „Die 
gegenwärtige Schule 
hat Mühe dagegen zu steuern, ist sie  
doch oft selbst Teil des Systems der Aus-
grenzung. Sie teilt ein in die verschie-
denen Schulformen (Haupt- und Real-
schule, Gymnasium) und siebt mit Hilfe 
der Zensuren die Spreu vom Weizen.“ 
(HbG, Teil B, S. 3)

Als Meinungsäußerung aus einer 
bestimmten politischen Sicht ist das alles 
sicher vom Presserecht geschützt. Aber 
dem Anspruch, überparteilich alle Kräfte 
zum toleranten Miteinander zusammen-
führen zu wollen, kann das keinesfalls 
genügen. Dieser leitet sich aber daraus 
ab, dass man sich von staatlichen Orga-
nisationen auf Bundes- und EU-Ebene 
finanzieren lässt, die zur parteipolitischen 
Zurückhaltung verpflichtet sind. (Zudem 
schließt die Meinungs- und Pressefreiheit 
natürlich nicht aus, dass andere darauf 
aufmerksam machen, welche Positionen 
SOR denn im Gesamtbild vertritt, wie ich 
es hiermit tue.)

Nach dem mehrfachen Lesen des 
gesamten Materials von SOR 
muss man einfach zu dem Schluss 

kommen: Die Autoren kommen – so weit 
ich das nachvollziehen kann – alle aus 
dem gleichen politischen Bereich und 
sprechen eine ähnliche Sprache (s. z. B. 
HbG, Teil, D, S. 5). Bereits die Sprache und 
die Positionen, für die andere große Tage-
zeitungen stehen, wie ZEIT, WELT, FAZ, 
kommen eigentlich nicht vor.

Lässt sich denn kein parteiüber- 
greifender Weg finden, Rassismus zu 
bekämpfen?

SOR ist also insgesamt politisch sehr 
eindeutig positioniert. Eine parteiüber-
greifende Initiative gegen Rassismus oder 
gar eine Initiative, die alle dieses Anliegen 
teilenden gesellschaftlichen Gruppen eint, 
kann SOR schlechterdings nicht genannt 
werden. Sie nutzt die Rassismusproblema-
tik, um politische und ethische Gegner in 
ein schlechtes Licht zu stellen, die des Ras-
sismus völlig unverdächtig sind. Nirgends 
wird dagegen eine politisch linksgerich-
tete Organisation kritisiert.

Ergebnis

Ich komme zu dem Schluss, dass 
SOR offensichtlich unter dem Deck-
mantel der großen Bereitschaft, etwas 
gegen Rassismus in unserem Land und 
an unseren Schulen zu unternehmen, und 
im Anschluss an ein europäisches Pro-
jekt, dass tatsächlich vor allem Rassis-
mus bekämpft, eine ganz eigene Agenda 

verfolgt. Dass an den 
S c h u l e n  s e l b s t  d i e 
A k t i o n  v e r m u t l i c h 
eine eindeutigere Ziel-

setzung gegen das beinhaltet, was man 
gemeinhin ‚Rassismus‘ nennt, soll einmal 
unterstellt werden. In den Materialien der 
SOR spielt dagegen der eigentliche Ras-
sismus eine untergeordnete Rolle. Er wird 
überwiegend den Religionen, allen voran 
dem Christentum zugeschrieben, sowie 

SOR nutzt die Rassismusproble-
matik, um politische und ethische 
Gegner in ein schlechtes Licht zu 
stellen, die des Rassismus völlig 
unverdächtig sind.

Nirgends wird eine politisch links-
gerichtete Organisation kritisiert.
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Q-rage 
Das Schülermagazin „Q-rage“ ist eine bun-

desweit erscheinende Publikation der Initiative 
‚Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage’ 
(SOR-SMC) des Vereins ‚AktionCourage e. V.’.

‚Schule ohne Rassismus – Schule mit Cou-
rage’ wird u. a. durch die Bundeszentrale für 
politische Bildung, das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales sowie das Presse- und Infor- 
mationsamt der Bundesregierung gefördert.

Seit Dezember 2008 wird der Artikel „Die 
evangelikalen Missionare“ (S. 11 der Q-rage-
Ausgabe für das Schuljahr 2008/2009) kontro-
vers diskutiert. In diesem Artikel unterstellt 
„Q-rage“ evangelikalen Christen Intoleranz 
gegenüber Menschen anderen Glaubens und 
die Vermittlung zum Teil verfassungsfeindlicher 
Ideologien. Der entstandene Streit führte zu 
einer Entschuldigung seitens der Bundeszen-
trale für politische Bildung. In einer Pressemit-
teilung vom 15. Dezember 2008 hieß es, die 
Bundeszentrale halte den zuvor erschienenen 
Artikel „in seiner Einseitigkeit und Undifferen-
ziertheit für gänzlich unakzeptabel.“ Thomas 
Krüger, der Präsident der Bundeszentrale für 
politische Bildung, führte aus: „Eine Gleich-
setzung der evangelikalen Bewegung mit dem 
christlichen Fundamentalismus halte ich für 
unangemessen und nicht zutreffend.“

Weitere Informationen zum Projekt  
‚Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage’ 
finden sich auf der Website  
www.schule-ohne-rassismus.org.

Prof. Dr. phil. Dr. theol.
Thomas Schirrmacher
ist Rektor und Lehr- 
stuhlinhaber für Ethik am 
Martin Bucer Seminar  
(Bonn, Zürich).

einseitig als Problem rechter Positionen 
von der CDU bis zu rechtsradikalen Grup-
pen angesehen. Themen wie sexuelle Ori-
entierung und eine verharmlosende Sicht 
von Problemen im Umfeld des Islam neh-
men rein platzmäßig einen viel größeren 
Raum ein als das Zusammenleben von 
Menschen verschiedener Herkunft.

D iese Ausrichtung von SOR wird 
besonders deutlich, wenn man 
SOR mit den vier parallelen Pro-

jekten in den anderen europäischen Län-
dern vergleicht. In Österreich (http://asyl.
at/sor/material/index.html), den Nieder-
landen (http://www.tijm.nl/), in Belgien 
(http://www.ecolesansracisme.be/ und 
http://www.schoolzonderracisme.be/) 
und in Spanien (http://www.acpp.com/) 
geht es überall um die klassischen The-
men rund um Rassismus und das Zusam-
menleben von Menschen verschiedener 
Herkunft. Die Religionen oder die sexu-
elle Orientierung kommen als eigene The-
men gar nicht vor.

Was ich bezwecke

Ich möchte,
• dass die Schulen selbst SOR in Deutsch-

land in eine andere Richtung drängen, 
den eigentlichen Rassismus zum Haupt-
thema zu machen,

• dass die vielen Patinnen und Paten, 
hochrangige Politiker und bekannte Per-
sönlichkeiten wie Schauspielerinnen und 
Fußballer, SOR in Deutschland bewegen, 
den eigentlichen Rassismus zum Haupt-
thema zu machen,

• dass die beteiligten CDU- und CSU-
Politikerinnen und Politiker unter den 
Patinnen und Paten (z. B. KJ 71-73) in 
Kultusministerien (etwa in Niedersach-
sen, wo das Ministerium die Landeskoor-
dination inne hat), in den finanzierenden 
Behörden wie dem Bundespresseamt, 
dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) oder der Bundeszen-
trale für politische Bildung sowie bei 
dem Vorsitzenden der AktionCourage 
e.V., dem CDU-Politiker Heiner Geißler, 
dafür Sorge tragen, dass SOR für Men-
schen aller demokratischen politischen 
Richtungen da ist und alle gesellschaft-
lichen Kräfte, etwa auch die völlig ver-
nachlässigten Kirchen, einbezieht und 
nicht so tut, als ob man politisch links 
stehen und eine Sprache der linken 
Community sprechen muss, wenn man 
wirklich gegen Rassismus sein wolle.

SOR schreibt auf die Frage: „Wo steht 
Ihr politisch?“ „Wir stehen weder rechts 
noch links, noch in der Mitte. Das Anlie-
gen von Schule ohne Rassismus – Schule 
mit Courage sollte Aufgabe aller Demo-
kraten sein. Vertreter aller im Bundestag 
vertretenen Parteien unterstützen unser 

Verwendete Materialien
HbG: Handbuch Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage: Grundstufe. SOR-SMC: Berlin, 2004 (Ring-
ordner)
HbS: Handbuch Schule ohne Rassismus – Schule mit 
Courage: Sekundarstufe. SOR-SMC: Berlin, 2004 
(Ringordner) [wurde nicht verwendet, da leider ver-
griffen]
HJug: Jugendkulturen zwischen Islam und Islamismus. 
Themenheft. SOR-SMC: Berlin, 2008. 58 S.
HRad: Radio: Medien und Rassismus. SOR-SMC: 

Berlin, 2005. 48 S.
HRec: Rechte Musik und Symbolik. Themenheft. SOR-
SMC: Berlin, 2008. 48 S.
HRel: Religion. Themenheft. SOR-SMC: 
Berlin, 2008. 48 S.
HSex: Sexuelle Orientierung: Diskriminierung auf-
grund sexueller Orientierung und geschlechtlicher 
Identität. Themenheft. SOR-SMC: Berlin, 2007. 48 S.
KJ: Kinder und Jugendliche stärken demokratische 
Netzwerke. SOR-SMC: Berlin, 2006
Q1: Q-rage. 1. Ausgabe 8.12.2005. 8 S.
Q2: Q-rage. 2. Ausgabe 30.11.2006. 12 S.
Q3: Q-rage. 3. Ausgabe Schuljahr 2007/2008. 12. S.
Q4: Q-rage. 4. Ausgabe Schuljahr 2008/2009. 12 S.

Der vollständige Artikel ist abrufbar unter 
www.eak-cducsu.de in der Rubrik: Download 
„Artikel aus Evangelischer Verantwortung“.

Anliegen, ebenso Vertreter von Gewerk-
schaften und Glaubensgemeinschaften.“ 
(Webseite und HJug 57). Das mag ja 
stimmen, aber unterstützt SOR auch 
das Anliegen aller Parteien oder etwa  
Glaubensgemeinschaften? Ich glaube, 
dass SOR den Scheck dieses Satzes  
nicht einlöst.

Mein Wunsch ist, dass sich SOR wirk-
lich auf einen alle demokratischen, poli-
tischen und weltanschaulichen Mei-
nungen übergreifenden Konsens gegen 
Rassismus einlässt.
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Seit seiner ersten Auf-
lage (1909-1913) gehört 
das Werk „Die Religion in 
Geschichte und Gegen-
wart“ – unter Fachkund-
lern kurz „RGG“ genannt – 
zu den bahnbrechenden 
und richtungsweisenden 
Lexika der Theologie. Doch 
bei der RGG hat es sich 
immer schon um weitaus 

mehr als um ein bloßes Fachhandwörterbuch oder Speziallexi-
kon gehandelt: Von Anfang an wollte man die Grenzen weiter ste-
cken und das Verhältnis zwischen dem Christentum, den anderen 
Religionen und den kulturellen sowie geistigen Phänomenen in 
Geschichte und Gegenwart durch eine konsequent vergleichende, 
geschichtliche Betrachtung auf fruchtbare Weise neu bestimmen 
und verorten. Wie bei kaum einem anderen Werk spiegelt sich 
in den nun schon seit rund einem Jahrhundert währenden Neu-
bearbeitungen der RGG das jeweilige theologische Verständnis 
der eigenen Zeit wider – gewissermaßen komprimiert und auf 
engstem Raume. In den Jahren 1927-1931 erschien die zweite 
Auflage, in den Jahren 1957-1962 die dritte. War der Abstand zwi-
schen den Erscheinungsterminen bei den ersten beiden Auflagen 
noch relativ gering, so betrug er zwischen dem Abschluss der drit-
ten und der vierten (1998-2005) mit 43 Jahren nun schon mehr als 
ein durchschnittliches Forscherleben. Seit kurzem liegt in einem 
preiswerten und handlichen Gewande die Studienausgabe der 
vierten Auflage vor, die, wie alle ihre Vorgängerinnen, eine völlige 
Neubearbeitung darstellt. 

Nicht zu Unrecht wird im Verlagsprospekt mit dem Slogan 
„Der Mythos lebt“ geworben: Die neue RGG, bei der man im Titel 
den heutzutage vermeintlich missverständlichen Artikel weg-
gelassen hat („Religion in Geschichte und Gegenwart“), hat an 
Monumentalität noch einmal zugelegt. Sie beinhaltet 15665 Arti-
kel und Teilartikel von 3972 Autoren, die aus der Mitte des evan-
gelischen Glaubens heraus, aber mit (gewohnt) weit über die 
engeren Fachgrenzen hinaus reichender Umsichtigkeit den Stand 
der Forschung zur Jahrtausendwende präsentieren. Noch nie 
zuvor war die RGG so international und ökumenisch ausgerichtet: 
Die Autoren stammen aus insgesamt 74 Ländern! 

Die Fächer und Stichwortlisten wurden an die neuen wissen-
schaftlichen Gegebenheiten angepasst, dabei aber auch so man-
che, ideologische Mode, mitunter etwas über Gebühr, strapa-
ziert (vgl. etwa die Art. Befreiung, Feminismus, Genderforschung, 
Migration etc.). Einige Stichworte haben gegenüber der vorher-
gehenden, dritten Auflage eine mehr als üppige und manchmal 
etwas zu sehr dem Zeitgeist frönende Ausweitung, andere hin-
gegen einen nicht immer nachzuvollziehenden Schrumpfungs-
prozess erfahren. Die Güte des Dargebotenen hängt dabei natur-
gemäß auch von der entsprechenden Fähigkeit der einzelnen 
Fachautoren ab, komplexe Zusammenhänge in einer für die über-
wiegende „Laienleserschaft“ noch nachvollziehbaren Weise zu 
präsentieren. Hier sind beispielsweise die Beiträge des Tübinger 

Evangelisches Leserforum

Evangelisches Leserforum

Empfehlung  *****

Religion in Geschichte und Gegenwart (RGG) – 
ungekürzte Studienausgabe
4., vollständig neu bearbeitete Auflage 2008
Hans-Dieter Betz (Hrsg.)
UTB/Mohr Siebeck Verlag
ISBN 978-3-8252-8401-5
Fadengeheftete Broschur, 9046 Seiten, 262 Abbildungen, 
65 Karten und Pläne, 498,– EUR

Der katholische Journalist Volker Resing (Jahrgang 1970) 
beleuchtet die protestantischen Wurzeln von Angela Mer-
kel. Dabei gelingen ihm interessante, überraschende und in der 
Öffentlichkeit zumeist wenig bekannte Einblicke in die Fröm-
migkeit bzw. das Glaubensverständnis der Bundeskanzlerin und 
CDU-Parteivorsitzenden. An einigen Stellen ist dieses Buch 
etwas oberflächlich recherchiert, leider auch ausgerechnet in 
Bezug auf den Evangelischen Arbeitskreis der CDU/CSU (EAK), 
der von Resing relativ nichtssagend als „Gruppierung“ (S. 62) 
apostrophiert wird. Auch ihre Zeit als EAK-Bundesvorsitzende 
und ihre Verbundenheit mit dem EAK bis zum heutigen Tage 
lässt sich wohl schwerlich adäquat mit dem von einem geheim-
nisvollen „damaligen Vertrauten“ überlieferten Urteil über den 
EAK („Zu abgehoben“) wiedergeben. Hier hätte der Autor zumin-
dest einmal in die Bundesvorstandsprotokolle der damaligen 
Zeit schauen oder wenigstens auf der Internetseite des EAK rich-
tig recherchieren sollen: Angela Merkel fremdelt nämlich keines-
wegs mit dem „politisch organisierten Protestantismus“ und die 
Rede aus dem Jahre 2003, mit der der Autor seine These bele-
gen will, hat sie auch nicht „zum 40-jährigen Bestehen des EAK“  
(S. 62), sondern auf der 40. Bundestagung (im 51. Jahr seines 
Bestehens) gehalten. An einigen Stellen verrät Resing obendrein 
auf unfreiwillige Weise, dass ihm auch ein tieferes Verständnis 
eben dieses politischen Protestantismus abgeht, z. B. auf S. 62/63 
oder auf S. 95 in Bezug auf den sog. „Stammzellkompromiss“ mit 
der einseitigen und etwas flapsigen Wertung: „Natürlich (sic!) ist 
das ethisch eine ziemlich schiefe Angelegenheit.“ – Das Buch ist 
mit einem Vorwort von Lothar de Maizière versehen. 

Volker Resing: 
Angela Merkel, Die Protestantin – 
Ein Porträt
St. Benno-Verlag GmbH, Leipzig 2009
ISBN 978-3-7462-2648-4
Geb., 160 Seiten, 9,90 EUR

Empfehlung *****

Systematischen Theologen Eilert Herms ein regelrechtes Ärger-
nis: Herms legt es in seinen Publikationen offenkundig immer 
wieder darauf an, sich den Nimbus des unverständlichen 
Gelehrten zu verschaffen, indem er aus zum Teil banalsten Aus-
sageinhalten kryptische Satzmonster erstehen lässt. Das beson-
ders Ärgerliche hieran ist, dass durch ihn als vielschreibenden 
Mitherausgeber einige interessante Zugänge unnötig verbaut 
werden. 

Doch das sind letztlich – aufs große Ganze gesehen – zu ver-
schmerzende Kleinigkeiten. Es dominieren eindeutig der Nutzen 
und die ausgesprochen enzyklopädische Freude, die dieses wahr-
haftige Jahrhundertwerk dem interessierten Leser bereitet. Die 
vierte Auflage der RGG ersetzt nahezu eine ganze theologische 
Bibliothek und bietet durch die Fülle und Vielfalt ihrer Artikel 
(fast) alles, was das Herz diesbezüglich begehrt. 
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Der EAK auf dem 32. Deutschen Evangelischen 
Kirchentag in Bremen (20. – 24. Mai 2009)

4. Empfang des EAK im Rahmen des Kirchentages in Bremen am 20. Mai 2009
um 21.00 Uhr (Einlass 20.15 Uhr) im Bremer Ratskeller, Am Markt, 28195 Bremen.

Mit Grußworten von

Prof. Dr. Karin von Welck,
Präsidentin des 32. Dt. Ev. Kirchentages

Christian Wulff MdL,
Ministerpräsident von Niedersachsen 

Bischof Dr. Wofgang Huber,
Ratsvorsitzender der 
Evangelischen Kirche in Deutschland

„Mensch, wo bist Du?“ (1. Mose 3, 9)
Besuchen Sie die gemeinsame Standpräsenz von EAK (Stand H38), CDA, RCDS,  
JU und Senioren Union auf dem „Markt der Möglichkeiten“ im Zelt Ü2d in der Überseestadt. 

Aus organisatorischen Gründen erbitten wir Ihre Anmeldung für die Teilnahme am EAK-Empfang unter folgender Kontaktadresse:
Evangelischer Arbeitskreis der CDU/CSU | Bundesgeschäftsstelle | Klingelhöferstraße 8 | 10785 Berlin | Telefon 030/220 70-432 | 
Telefax 030/220 70-436 | E-Mail eak@cdu.de | Internet www. eak-cducsu.de

Aus unserer Arbeit

Bernhard Felmberg zum neuen 
Bevollmächtigten der EKD gewählt

Im Februar 2009 hat Dr. Bernhard 
Felmberg das Amt des Bevollmäch-
tigten des Rates der EKD bei der Bun-

desrepublik Deutschland und der Europä-
ischen Union angetreten. Felmberg war 
von 2000 bis 2002 EAK-Bundesgeschäfts-
führer. Zusammen mit dem damaligen 
EAK-Bundesvorsitzenden Jochen Bor-
chert MdB ist es Bernhard Felmberg zu 
verdanken, dass der EAK im beginnenden  
21. Jahrhundert neues Profil gewinnen 

und starke Impulse in vielen politischen 
Diskussionen setzen konnte. Von 2002 bis 
Anfang 2009 leitete Felmberg die Abtei-
lung für Theologische Aus-, Fort- und 
Weiterbildung im Konsistorium der Evan-
gelischen Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz (EKBO).

Für sein Amt wünschen wir Bern-
hard Felmberg viel Kraft, guten Erfolg und 
Gottes reichen Segen.

Aus unserer Arbeit
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16.00 Uhr – 17.00 Uhr  Rede der Bundeskanzlerin und Partei-
 vorsitzenden der CDU Deutschlands  
 Dr. Angela Merkel MdB

17.30 Uhr – 18.45 Uhr  Abendessen (fakultativ)

Freitag, 12. Juni 2009 

13.00 Uhr Eröffnung der 46. EAK-Bundestagung 
 im Kultur- und Kongresszentrum  
 Kaisersaal in Erfurt
 
 Thomas Rachel MdB, 
 Bundesvorsitzender des Evangelischen 
 Arbeitskreises der CDU/CSU und  
 Parlamentarischer Staatssekretär im  
 Bundesministerium für Bildung und  
 Forschung
 
 Grußworte
 
 Bundesarbeitskreissitzung mit Neu- 
 wahlen des EAK-Bundesvorstandes  
 (Delegiertenversammlung)

15.30 Uhr – 16.00 Uhr  Kaffeepause

Herzliche Einladung zur 46. Bundestagung 
des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU 
am 12./13. Juni 2009 in Erfurt 

„Zukunft braucht Erfahrung – Chancen der demographischen Entwicklung“

Aus unserer Arbeit
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19.00 Uhr – 20.30 Uhr  Theologisches Abendgespräch 
 „Alter ist ein Gewinn – Teilhabe  
 und Würde der älteren Generation“
 
 Dr. Hans Mikosch, 
 Propst der Evangelischen Kirche in  
 Mitteldeutschland und  
 Regionalbischof für Ostthüringen

 Prof. Dr. Dr. h.c. Ursula Lehr, 
 Bundesministerin a.D.

 Dr. Bernhard Worms, 
 Präsident der 
 Europäischen Senioren Union

 Moderation: 
 Christine Lieberknecht MdL, 
 Ministerin für Soziales, Familie  
 und Gesundheit des Freistaates 
 Thüringen und stellvertretende  
 Bundesvorsitzende des EAK

ab 20.30 Uhr Abendempfang der CDU-Landtags- 
 fraktion im Garten des ‚Kaisersaals’ 
 
 Grußwort des CDU-Fraktionsvorsitzen- 
 den Mike Mohring MdL

Vorab können Sie sich unter folgender Kontaktadresse anmelden:
Evangelischer Arbeitskreis der CDU/CSU | Bundesgeschäftsstelle | Klingelhöferstraße 8 | 10785 Berlin | Telefon 030/220 70-432 |  
Telefax 030/220 70-436 | E-Mail eak@cdu.de | Internet www.eak-cducsu.de

Samstag, 13. Juni 2009

08.30 Uhr – 09.30 Uhr  Gottesdienst in der Kirche 
 des Augustinerklosters  
 Pfarrer Martin Lieberknecht

 anschließend gemeinsamer Gang  
 zum ‚Kaisersaal’

10.00 Uhr – 11.00 Uhr  „Demographische Herausforderungen“

 Rede des Ministerpräsidenten  
 des Freistaates Thüringen, 
 Dieter Althaus MdL

11.15 Uhr – 12.30 Uhr „Altern – Neu Denken“

 Vortrag des Direktors des Instituts für 
 Gerontologie der Ruprecht-Karls- 
 Universität Heidelberg, 
 Prof. Dr. Andreas Kruse

12.30 Uhr Offizielles Ende der 46. EAK-Bundesta-
 gung, anschließend Mittagessen  
 (fakultativ)

14.00 – 16.00 Uhr Kulturelle Stadtspaziergänge in Erfurt 
 (fakultativ)

 (Programmänderungen vorbehalten)

Aus unserer Arbeit
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Aus unserer Arbeit

Der Bundesvorstand des EAK  
zu Besuch in der Gedenkstätte 
Berlin-Hohenschönhausen

folgenden Monate berichtete er dem EAK-
Bundesvorstand bei einem ausführlichen 
Rundgang durch verschiedene Gebäude 
und Lagerbereiche der Gedenkstätte. 
Insbesondere die beklemmende Atmos-
phäre in den Kellern und hinter den Git-
tern in Hohenschönhausen verdeutlichte, 
dass das Gedenken aller Opfer des DDR-
Unrechts gerade im 20. Jahr nach dem 
Berliner Mauerfall lebendig bleiben muss 
und nie in Vergessenheit geraten darf. 
Michael Bradler (s. o., 5. v. l., im Gespräch 
mit dem EAK-Bundesvorstand) wurde im 
Oktober 1982 im Rahmen des DDR-Häft-
lingsfreikaufs von Ost-Berlin über Cottbus 
in die Bundesrepublik Deutschland abge-
schoben. Heute arbeitet er in einem Tex-
tilgeschäft und als Besucherreferent der 
Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen.

Seit den 90er Jahren nimmt die 
Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhau-
sen den gesetzlichen Auftrag wahr, die 
geschichtliche Entwicklung dieser ehe-
maligen Untersuchungshaftanstalt 
zu erforschen und zu dokumentieren.  
Dr. Hubertus Knabe ist seit vielen Jahren 
als Direktor der Gedenkstätte mit dieser 

großen Aufgabe befasst. Zuvor arbei-
tete er bis zum Jahr 2000 mehrere Jahre 
lang als Wissenschaftlicher Mitarbei-
ter für Joachim Gauck, den ersten Bun-
desbeauftragten für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
DDR. Im Gespräch mit dem EAK-Bundes-
vorstand verdeutlichte Hubertus Knabe, 
dass bis zur vollen Aufklärung des DDR-
Unrechts noch ein weiter Weg der For-
schung zu gehen ist. Besorgt zeigte sich 
der Historiker vor allem über die nos-
talgische Verklärung der DDR durch die 
Linkspartei. Hubertus Knabe wies insbe-
sondere darauf hin, dass bundesweit seit 
den 90er Jahren an Schulen und Univer-
sitäten viel zu wenig Aufklärungsarbeit 
zur DDR als Unrechtsstaat geleistet wird. 
In dieser Frage betonte er auch die Ver-
antwortung der Politik gegenüber den 
nach 1989/90 geborenen jungen Men-
schen. (Ein ausführliches Interview mit 
Dr. Hubertus Knabe zum 20. Jahrestag des 
Berliner Mauerfalls finden Sie demnächst 
in der Evangelischen Verantwortung.)

Weitere Informationen zur Gedenk-
stätte finden Sie unter www.stiftung-hsh.de.

In seiner ersten Sitzung im 20. Jahr 
des Berliner Mauerfalls kam der Bun-
desvorstand des EAK am 18. Februar 

2009 in der Gedenkstätte Berlin-Hohen-
schönhausen zusammen. Diese Gedenk-
stätte hat sich in den vergangenen  
15 Jahren zu einem der bedeutendsten 
und eindrucksvollsten Erinnerungsorte 
für die vielen Schrecken des Staatssicher-
heitsdienstes der DDR entwickelt. Dort, 
wo heute ehemalige Gefängnisinsassen 
als Zeitzeugen von ihren in der Stasihaft 
erlittenen Leiden berichten, befand sich 
seit den 50er Jahren die zentrale Untersu-
chungshaftanstalt der Stasi. Hier wurden 
insbesondere politische Gefangene von 
der sozialistischen Staatsmacht verhört, 
gefoltert und inhaftiert.

Einer der vielen Zeitzeugen, die heute 
für die Gedenkstätte Berlin-Hohenschön-
hausen arbeiten, führte den EAK-Bun-
desvorstand durch mehrere ehemalige 
Zellen- und Verhörtrakte des einstigen 
Stasigefängnisses:  Michael Bradler 
wurde im Januar 1982 vom Ministerium 
für Staatssicherheit (MfS) der DDR ver-
haftet, als er am Grenzübergang Sonnen-
allee in Ost-Berlin erklärte, die DDR ver-
lassen und nach West-Berlin ausreisen 
zu wollen. Über seine Hafterlebnisse der 

Spendenstand
Seit dem 02.01.2009 haben insgesamt 
74 Spender 3 468,19 Euro für die Evan-
gelische Verantwortung gespendet. 
Wir möchten uns herzlich bei Ihnen 
für diese Unterstützung bedanken.

Unterstützen Sie die Arbeit des EAK 
der CDU/CSU:
Commerzbank Berlin, BLZ 100 400 00, 
Konto-Nr. 266 098 300

Informieren Sie sich über die Arbeit 
des EAK: www.eak-cducsu.de
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Anlässlich seines Besuches der Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen,  
der ehemaligen zentralen Untersuchungshaftanstalt des Ministeriums für Staats-
sicherheit der DDR, erklärt der Bundesvorstand des Evangelischen Arbeitskreises  
der CDU/CSU (EAK):

 
„Das 20. Jahr des Mauerfalls ist für uns sowohl ein Anlass der freudigen Dankbarkeit 
als auch der mahnenden Erinnerung. Dankbar sind wir dafür, dass die Bürgerinnen 
und Bürger der ehemaligen DDR im Vertrauen auf Freiheit und Demokratie die Mau-
ern von Unrecht, Unterdrückung und Teilung niedergerissen haben. Deutschland 
kann glücklich sein über das Wunder der friedlichen Revolution. Gleichzeitig ist es 
auch nach zwei Jahrzehnten unsere politische Pflicht, all derer zu gedenken, die vier-
zig Jahre lang unter der DDR-Diktatur gelitten haben, verfolgt bzw. an ihrer beruf-
lichen und persönlichen Entwicklung gehindert wurden.

Die Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen ist ein Symbol für die ganze Men-
schenverachtung des Sozialismus und leistet einen unverzichtbaren Beitrag zur Auf-
klärung des DDR-Unrechts. Als EAK setzen wir uns für die volle historische Aufarbei-
tung der Gewaltherrschaft der DDR ein. Dies gebietet der Respekt vor den zahllosen 
Menschen, die durch Verfolgung, Folter, Beraubung ihrer Menschenwürde und Frei-
heitsrechte oder gar den Verlust des eigenen Lebens zu Opfern der unmenschlichen 
Methoden der SED und ihrer Vollstrecker in der Stasi wurden.

Es darf weder in den Schulen noch an den Universitäten Deutschlands in Ver-
gessenheit geraten, dass die DDR den Menschen alle demokratischen Freiheitsrechte 
vorenthielt und ein diktatorischer Unrechtsstaat war. Deshalb ist es eine wesentliche 
Aufgabe unserer gesamten Gesellschaft, jetzt und in Zukunft die Erinnerung an das 
DDR-Unrecht wach zu halten. In Deutschland darf es nie wieder politischen Kräften 
gelingen, im Namen des Kommunismus und Totalitarismus die Werte von Freiheit, 
Demokratie und Menschenwürde mit Füßen zu treten. Gerade in Zeiten, in denen 
die Täter von einst sowie ihre Sympathisanten in einer wieder erstarkten Linken 
ein neues politisches Zuhause gefunden haben, sind wir aufgerufen, jeder Form der 
Geschichtsverfälschung und der nostalgischen Verklärung der DDR aus diesen Rei-
hen entgegenzutreten. Die Pflege der Erinnerungskultur ist auch in Zukunft ein  
wichtiger Baustein für die Bewahrung von Demokratie und Freiheitsrechten in 
Deutschland.“

v. l. n. r.: EAK-Bundesgeschäftsführer Christian Meißner, EAK-Bundesvorsitzender Thomas Rachel 
und Dr. Hubertus Knabe

Pressemitteilung vom 18.02.2009
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